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13. Wahlperiode no 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(16. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/8710 - 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 17. März 1992 
über die grenzüberschreitenden Auswirkungen von Industrieunfäilen 


A. Problem 

Mit dem von der Bundesrepublik Deutschland initiierten Überein- 
kommen über die grenzüberschreitenden Auswirkungen von In- 
dustrieunfällen verpflichten sich die Vertragsparteien, Maßnah- 
men zu treffen, um schwerwiegende nachteUige Auswirkungen 
von Industrieunfällen auf den Menschen und die Umwelt zu ver- 
hüten und eine sinnvolle, wirtschaftliche imd wirksame Anwen- 
dung von Verhütungs-, Bereitschafts- imd Bekämpfungsmaßnah- 
men zu fördern. Durch das Vertragsgesetz werden die Vorausset- 
zrmgen für die Ratifizierung dieses Übereinkommens geschaffen. 


B. Lösung 

Ann ahm e des Gesetzentwurfs der Bundesre0erung. 
Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Es entstehen weder Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
noch solche mit Vollzugsaufwand. 



Drucksache 13/9943 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 13/8710 - 
anzunehmen. 


Bonn, den 14. Januar 1998 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) 

Vorsitzender 

Dr. Jürgen Rochlitz 

Berichterstatter 


Dr. Peter Paziorek 

Berichterstatter 


Wolf gang Behrendt 

Berichterstatter 

Dr. Rainer Ortleb 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/9943 


Bericht der Abgeordneten Dr. Peter Paziorek, Wolfgang Behrendt, 
Dr. Jürgen Rochlitz und Dr. Rainer Ortleb 


I. 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/8710 wurde in 
der 203. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
11. November 1997 zur alleinigen Beratung an den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit überwiesen. 

IL 

Mit dem von der Bundesrepublik Deutschland in- 
itiierten Übereinkommen über die grenzüberschrei- 
tenden Auswirkungen von Industrieunfällen ver- 
pflichten sich die Vertragsparteien, Maßnahmen zu 
treffen, um schwerwiegende nachteilige Auswirkun- 
gen von Industrieunfällen auf den Menschen und die 
Umwelt zu verhüten und eine sinnvolle, wirtschaft- 
liche und wirksame Anwendung von Verhütungs-, 
Bereitschafts- und Bekämpfungsmaßnahmen zu för- 
dern, um eine umweltverträgliche und nachhaltige 
Wirtschaftsentwicklung zu ermöglichen. Dazu soll 
die internationale Zusammenarbeit auf rechtlichem, 
wissenschaftlichem und technischem Gebiet der An- 
lagensicherheit und bei der Gefahrenabwehr unter 
den Grundsätzen der guten Nachbarschaft und Ge- 
genseitigkeit gefördert werden. Das Verursacher- 
prinzip soll als allgemeiner Grundsatz des internatio- 
nalen Umweltrechts berücksichtigt werden. Durch 
das Vertragsgesetz werden die Voraussetzungen für 
die Ratifizierung dieses Übereinkommens geschaf- 
fen. 

IIL 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 14. Januar 1998 beraten. 


Von seiten der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
F.D.P. wurde festgestellt, man begrüße das Überein- 
kommen vom 17. März 1992 über die grenzüber- 
schreitenden Auswirkungen von Industrieunfällen. 
Auch der Bundesrat habe gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen erhoben. Man werde deshalb 
dem Gesetzentwurf zustimmen. 

Von seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde ausgeführt, in der Vergangenheit habe es 
häufig Klagen gerade im Grenzbereich gegeben, daß 
die Bevölkerung über die Planung von Industriean- 
lagen im jeweüigen Nachbarstaat nicht ausreichend 
informiert werde. Man hoffe, daß sich die Bundesre- 
gierung dafür einsetze, daß auch bei der Planungs- 
phase von industriellen Anlagen der Anhang VIII 
dieses Übereinkommens Berücksichtigung finde, da- 
mit es bereits zu diesem Zeitpunkt zu einer Unter- 
richtung der betroffenen Bevölkerung komme. Zu 
kritisieren sei, daß das Übereinkommen insbesonde- 
re im Hinblick auf den Stoffkatalog erheblich gegen- 
über der Störfallverordnung zurückfalle. 

Vom Vertreter der Bundesregierung wurde darauf 
hingewiesen, für den nationalen Bereich gelte selbst- 
verständlich das nationale Recht. Der Versuch, dieses 
Recht in Gänze in das internationale Übereinkom- 
men einzubringen, hätte sicher dazu geführt, daß die 
entsprechenden Verhandlungen noch lange nicht 
hätten abgeschlossen werden können. 

Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Stimment- 
haltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS dem Bundestag zu empfeh- 
len, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksache 13/8710 anzunehmen. 


Bonn, den 16. Februar 1998 


Dr. Peter Paziorek 

Berichterstatter 

Dr. Jürgen Rochlitz 

Berichterstatter 


Wolf gang Behrendt 

Berichterstatter 

Dr. Rainer Ortleb 

Berichterstatter 
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